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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Forschung und Technologie 
und für das Post- und Fernmeldewesen (17. Ausschuß) 


zum Antrag der Abgeordneten Lenzer, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, 
Hösl, Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, 
Schröder (Lüneburg), Frau Dr. Walz, Weber (Heidelberg) und 
Fraktion der CDU/CSU betr. Förderung der „Technologischen Forschung 
und Entwicklung“ im Bundesministerium für Forschung und Technologie 
— Drucksache 7/890 — 


A. Problem 

Im Rahmen einer rationalen Gestaltung der Forschungspolitik 
ist es notwendig, die bisherige Vergabepraxis im Sachbereich 
„Technologische Forschung und Entwicklung“ zu überprüfen 
und Folgen für die Aktivitäten des Staates im Bereich der ange- 
wandten Forschung zu ziehen. 


B. Lösung 

Mit dem Antrag soll das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie aufgefordert werden, durch eine derartige Über- 
prüfung eine Fehlleitung von Steuergeldern zu vermeiden und 
die sachliche und finanzielle Kontrolle der geförderten For- 
schungsprojekte zu erleichtern. 


C. Alternativen 

Der Ausschuß ist mit Mehrheit der Ansicht, daß der Antrag 
durch die bereits verwirklichten oder in der Verwirklichung 
begriffenen Maßnahmen der Bundesregierung inhaltlich über- 
holt ist. 


D. Kosten 

keine 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht der Abgeordneten Kern und 


Der Antrag wurde in der 67. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 29. November 1973 dem Aus- 
schuß für Forschung und Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen überwiesen. 

Der Ausschuß hat den Antrag in seiner Sitzung 
am 13. Februar 1974 abschließend beraten und mit 
Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktion der CDU/ 
CSU den Beschluß gefaßt, dem Hohen Plaus die Ab- 
lehnung des Antrags zu empfehlen. 

Die Mehrheit (SPD/FDP) war der Ansicht, daß der 
Antrag durch die von der Bundesregierung bereits 
eingeleiteten oder vorgesehenen Maßnahmen, über 
die sie in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der 
Fraktionen der SPD/FDP — Drucksache 7/1279 — 
berichtet hat, überholt ist. 

Die seitens der Bundesregierung schon seit länge- 
rem verfolgten forschungspolitischen Leitziele sind 
bereits in den im Bundesbericht Forschung IV dar- 
gelegten Schwerpunkten und Maßnahmen ihrer For- 
schungspolitik festgehalten und kommen erneut in 
der Antwort auf die Große Anfrage zum Ausdruck. 
Hinsichtlich der Chancengleichheit zwischen Einzel- 
bewerbern, Unternehmen und Unternehmensgruppen 
bei der Bewertung um staatliche Forschungsprojekte 
besitzt das Technologieministerium ein differenzier- 
tes System der Eigenbeteiligung, um die Nachteile 
finanzschwacher Gruppen zu erleichtern. Außerdem 
wird darüber verhandelt, die Bereitstellung von 
Risikokapital speziell für die Entwicklung technischer 
Neuerungen durch kleinere und mittlere Innovations- 


Bonn, den 25. März 1974 


Kern Engelsberger 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 7/890 ■ — abzulehnen. 


Engelsberger 


unternehmen durch eine besondere Wagnisfinanzie- 
rungsgesellschaft zu verbessern, die auch in der 
Lage ist, technische und Managementhilfe zu gewäh- 
ren. Auch die Frage, welche Forschungsprojekte im 
Bereich „Technologische Forschung und Entwick- 
lung" vergeben sind, findet nach Ansicht der Mehr- 
heit ihre Beantwortung in den jährlichen Forschungs- 
förderungskatalogen und der Datenbank für Förde- 
rungsvorhaben (DAVOR). 

Die Minderheit (CDU/CSU) ist dagegen der An- 
sicht, daß die Methoden der Festlegung von Schwer- 
punkten im Rahmen des Förderungsprogramms tech- 
nologische Forschung und Entwicklung des Bundes- 
ministeriums für Forschung und Technologie unzu- 
reichend sind. Wegen der Knappheit der Mittel müß- 
ten eindeutige Schwerpunkte geschaffen werden, die 
eine große Breitenwirkung in Volkswirtschaft und 
Gesellschaft haben. Bei der Vergabe der Forschungs- 
aufträge durch das Forschungsministerium seien bis- 
her vor allem größere Unternehmen sowie For- 
schungseinrichtungen und Hochschulen im Rahmen 
der Projektförderung erfaßt. Gerade im Bereich 
neuer Techniken habe es sich aber gezeigt, daß 
mittlere und kleinere Unternehmen einen wesent- 
lichen Beitrag zur Entwicklung neuartiger Produkte 
und Dienstleistungen geliefert haben. Die Minder- 
heit ist deshalb der Meinung, daß die Festlegung 
de]' Forschungsschwerpunkte und die Vergabe der 
Forschungsaufträge unbedingt im Rahmen einer 
Untersuchung geklärt werden müßte. 
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Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Karl Weber (Heidelberg) Kern Engelsbergei 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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